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* .D 241/1942 

Im Namen de s de utsclıen Vo ZZ; es 

› IN der  Strajsache gegen den Landuirtachajüsgehil jkn W 
S aus Groß=Drehle Kre is  Bersenbrück, zur z e i t  
Sbldat be i der Inf=5bhı:.=Ers.=Komp. 2/58 in Osnabrück, 
wegen Verbrechens gegen den § 2 vblksschädlingsVU 

hat das Reichsgericht, Z . StrafSenat, in der Sitzung 
vom 28. Jul 1942, an der teilgenommen haben 

a ls  Richter: 
der ssnatspräsident D r .  Schultze 
und d i e  fiwichsgcr ich tsrä te  finestrup, Dr .z ieg ls r ,  
Rensch, cash, 

a l s  Beamter der  staatsanwaltschaft: 
der Staatsanwalt D r .  .Nase, 

a l s  Urkundsbeamter d e r  Gvschäftsatel le:  
der  Sekretär Mauersberger, 

auf d i e  5~ ~ v i s i o n  des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für .Recht erkannt: . 

Das U r te i l  des Landgerichts~ in O 1 d e n b u r g vom 26.JUni 
1941 w i r d  nebst den  ihm zu Grunde l iegenden Ivststs l lungen aujye= 
hoben; d i e  Suche w i r d  zu neuer Verhandlung und Entscheidung a n . d i e  
Vorinstanz surückverwiescn. - Van Rechts 

G7'üNc"9 

wegen 

el 

r .. μ 
Ur.. 

Der zuständige Ger tchtsnerr hat das Verfahren durch Verf5= 
gung vom 6 .  .Dezember 1940 gemäß § 120 Abs. 4 K5'tVO an d i e  a11ge=' 
meinen Gerichte w ieder  abgegeben. Durch das genannte Ur t e i l  hat 
das Landgericht den Angeklagten wegen e i nes  Verbrechens gegen den  
§ 2 Vo11rsschädlingsVO i n  Verbindung m i t  e i n e m  Diebstahl nach dem 
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den 

§ 242 StGB zu einer Zuchthausstrafe von einen Jahr verurteilt. 
Das Urteil ist in Abwesenheit des Angeklagten verkündet worden, 
weil er auf se inan Antrag vom .Erscheinen in der Hauptverhandlung 
entbunden worden war. Infolgedessen begann gemäß dem 341 Abs. 2 
StPO für den Angeklagten die Frist zur Einlegung der Revision 
erst mit der ZUstellung des Urteils. Du der Angeklagte sbldat 
war, so ist die Frage, ob uNd wann ihm das Ur teil zugestellt war= 

ist, nach der Verordnung über das Verfahren bei Zustellungen 
an Angehörige der Wehrmacht vom 13. März 1940 - .RG81 I $-501 - 
zu beurteilen. Nach dem lhhalt der Akten ist eine rechtsgültige 
Zustellung des Urteils gemäß dem § 1 er. 2 ob erst am 11 . Juni 
1942 an den Angeklagten erfolgt; denn wie Bl . 54 der Akten ergibt, 
hat der Ivuppenteil das Urteil an diesem Tage dem Angeklagten aus= 
gebändigt. Die Aktenunterlagen bieten .keinen Anhalt dafür, daß 
der Angeklagte die Ur te ilsausjer tigung schon in einem früheren 
Zeitpunkt erhalten hätte; eine Zustellung .gemäß dem § 2 VO muß 
daher außer Betracht bleiben. Ist aber die Zustellung des Urteils 
an den Angeklagten am 11 . Juni 1942 erfolgt, so hat er die 
Sion am 17. JUni 1942 rechtzeitig eingelegt und begrüNdet. 

Das Rechtsmittel muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen, weil die Begründung des Landgerichts die Verurteilung aus 
dem § 2 VolksschädltngsVO nicht rechter tigen kann. 

Keine rechtlichen Bedenken bestehen gegen seine Annahme, daß 
der .Angeklagte e tuen Diebstahl nach dem § 242 StGB begangen hat 
und daß die äußeren Tatbestandsmerkmale des § 2 Vblksschädl íngsVo 
erfüllt sind. Zum inneren Tatbestand stellt das Landgericht fest, 
daß der Angeklagte die Verdunkelung bewußt ausgenutzt habe . Aber 
nicht jeder, der unter Ausnutzung der zur Abwehr von F1 íegerge= 
~bhr getroffenen Haßnahmen ein Verbrechen oder Vergehen gegen Le ib, 
Leben oder .Eigentum ventbt, ist nach dem § 2 zu bestrafen; nach 
jeststehender Rechtsprechung soll unter diese strajbestimmung 
vielmehr nur ein Täter von der Wesensart eines „ yolksechädlings" 
Bullen, d.h. ein Täter, der mit solcher Verbrecher scher Tatkraft 
oderwmtt solcher Verwerflichkeit des Handelns den Hechtsjrieden 
der VOlksgemetnschajt stört, daß er nach gesundem volksenpfinden 
mindestens eine ZUchthausstrafe verdient (RGBt Bd . 74 S. l90,202; 
e. 239; s. 321, 522,- sd. 75 s. 202,- ea. 76 s. 62) . .Da das z-andge-'= 
nicht nicht geprüft hat, ob der Angeklagte seiner Persönlichkeit 
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nach als Vblksschädling anzusprechen ist, ist das angefochtene 
Urteil aufzuheben. zu einer eingehenden prUfung nach dieser Rich= 
tung liegt um so mehr Veranlassung uor,ols der .Angeklagte zur Zeit 
der Tat erst vor der Vollendung seines 20. Lebensjahres stand, 
bis jetzt noch nicht bestraft ist und sich möglicherweise nur' un= 
ter der Einwirkung des Alkohols unter Ausnutzung einer günstigen 
Gelegenheit zu einer Tat hat hinreißen lassen, die seiner Wesens= 
alt nicht entspricht. 

Da auf' die sadhlichrechtliche Rüge das Urteil aufzuheben 
ist, erübrigt es sich, auf die Verjahrensnüge näher einzugehen, 
zumal der Angeklagte voraussichtlich nicht verhindert sein wird, 
in der neuen Verhandlung anwesend zu sein. Doch sei darauf hin= 
gewiesen, daß ein StrafVerfahren, das nach dem .Eröfyhungsbeschluß 
ein Verbrechen gegen den § 2 VO gegen Volksschädl Inge zum Gegen: 
stand hat, keine „Sache von minderer Bedeutung* sein kann, da der 
§ 2 a.a.O. nur Zuchthausstrafe und in besonders schweren fällen 

die Todesstrafe vorsieht. 
ges. Sbhultee Rgggtrμp 

ı Ziegler 
}28nsch man 
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